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Prävention gegen Rechtsextremismus

Rechtsextremismus ist ein bundesweites Problem. Allerdings zeigt es sich in Ost- und Westdeutschland in verschiedenen Ausprägungen und Erscheinungsformen. So werden laut Statistik im Osten durchschnittlich mehr rechtsextreme Gewalttaten verübt, während organisierte Kader und Geldgeber häufig aus dem Westen stammen. 

Auch in Rheinland-Pfalz treten Neonazis in Erscheinung. 
Ein Beispiel für rechtsextreme Präsenz ist Ludwigshafen. Dort sind mehrere bundesweit bekannte Nazi-Kader in einer starken Szene des sog. „nationalen Widerstandes“ aktiv. Die “Kameradschaft Kurpfalz” trifft sich in Ludwigshafen, organisiert Demonstrationen, Theaterschauspiele, Straßenmusik, Flugblattverteilungen und Infostände.  Sie ist Mitglied des Neonazi-Netzwerkes “Aktionsbüro-Rhein-Neckar”. Die NPD hat etliche Kreisverbände in Rheinland-Pfalz, u.a. auch Ludwigshafen/Vorderpfalz. Neben den „offiziellen“ Organisationen gibt es zahlreiche subkulturelle Skinhead-Zusammenhänge und Hooligans. Auch die Republikaner (REP) sind in mehreren rheinland-pfälzischen Kommunalvertretungen zu finden. Erfreulicherweise hat sich hier ebenfalls eine antifaschistische Bewegung formiert, um diese Leute in die Defensive zu drängen. Gleiches gilt für viele westdeutsche Orte, auch für Grünstadt. 

Gemeinsamer zivilgesellschaftlicher Widerstand drängt Nazis zurück, nimmt ihnen die Lust, sich in einer bestimmten Region breitzumachen. Ich besuchte vor ca. einem Jahr Gonzerath, wo engagierte BürgerInnen gegen ein geplantes Nazi-Schulungszentrum protestierten. Dort sollten Rechtsextreme ideologisch „ausgebildet“ und neue Leute in die Szene gezogen werden. Alle demokratischen Kräfte haben an einem Strang gezogen trotz Einschüchterungsversuchen. Die Nazis konnten letztlich ihr Vorhaben nicht umsetzen und zogen sich frustriert zurück. So muss Prävention funktionieren. 
Viele Erfahrungen des Ostens wiederholen sich im Westen, manches unterscheidet sich. Wichtig ist, voneinander zu lernen. Dazu müssen sich Anti-Nazi-Kräfte bundesweit immer besser vernetzen, austauschen und zusammenarbeiten. Das „Bündnis für Demokratie und Toleranz“, dessen Beirat ich angehöre, ist ein gutes Beispiel dafür. Durch seine hohe politische Anbindung konnte es auch Türen öffnen bei skeptischen PolitikerInnen. Vor einem Jahr ist dabei das „Bündnis für Vielfalt und Toleranz in Bad Dürckheim“ ausgezeichnet worden. 
Auch auf Landesebene klappt einiges schon ganz gut. Da gibt es Aussteigerprogramme, Internetplattformen oder Infobroschüren. Doch auf kommunaler Ebene – dort wo die Probleme mit Rechtsextremismus tagtäglich praktisch auftreten – gibt es oft große Schwierigkeiten. In kleinen Orten kennen die Menschen einander und schweigen aus Angst und Unbehagen. Verwaltungsspitzen wollen die Region nicht in Verruf bringen und gehen deshalb nicht politisch gegen Rechtsextremismus vor. Für groß angelegte Aktionen fehlt meist auch das Geld. 
Deshalb sind gegenseitige Unterstützung und Solidarität zwischen den gesellschaftlichen Ebenen wichtig. Das Engagement für Demokratie, Toleranz und Menschenwürde muss unser aller Anliegen sein. Jeder Einzelne wird gebraucht: die Politik in Bund, Ländern und Gemeinden bis hin zur EU-Ebene, Institutionen wie Kirche, Gewerkschaften, Vereine, Bildungs- und Erziehungseinrichtungen wie Kita, Schule, Berufsschule, Universität oder die Medien. Aber auch Familie und Freundeskreise tragen Verantwortung für ihr persönliches Umfeld. Wir alle müssen gemeinsam dazu beitragen, dass Menschen nicht anfällig werden für rechtsextremes Gedankengut. 

Wenn Straf- und Gewalttaten verübt werden, braucht es unsere uneingeschränkte Solidarität mit den Opfern. PolitikerInnen und andere regionale „MeinungsführerInnen“ müssen dabei Vorbildwirkung entfalten. Das Signal in die Gesellschaft muss klar sein: Nichts rechtfertigt einen rechtsextremen Übergriff!

Besonders wichtig sind Anlaufstellen für Opfer, Beratung Suchende oder aussteigewillige Rechtsextreme. Diese Aufgaben übernehmen vielfach Anti-Nazi-Initiativen. Sie bilden damit einen unverzichtbaren Pfeiler der Demokratie und müssen große moralische und finanzielle Unterstützung durch Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft erhalten. 
Der Bund stellt über das Förderprogramm „Vielfalt tut gut“ Mittel zur Verfügung. Dazu werden sog. „Lokale Aktionspläne“ aufgestellt, an denen sich viele gesellschaftliche Ebenen beteiligen sollen. Entsprechende finanzielle Mittel fließen in die Landkreise Bad Dürkheim, Trier und Bad Kreuznach. Auch Beratungsnetzwerke für die aktuelle Krisenintervention werden im Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung unterstützt.

Daneben ist es von zentraler Bedeutung, dass die Politik im Alltag mit gutem Beispiel vorangeht. Bürgernähe, ein offenes Ohr für die Probleme der Menschen, Präsenz zeigen in strukturschwachen Gebieten und dort die Infrastruktur verbessern – das gehört dazu, um kein Vakuum für Nazis zu lassen. 

Schließlich dürfen wir uns keinen Illusionen hingeben: Wir haben es hier mit einer Daueraufgabe zu tun. Rechtsextremismus hat leider unsere Gesellschaft durchdrungen, er ist nicht mit einigen schnellen Maßnahmen zu beseitigen. Schnelle und einfache Lösungen sind nicht zu erwarten. Auch ein NPD-Verbot, für das derzeit die rechtlichen Voraussetzungen nicht vorhanden sind, würde rechtsextremes Denken und Handeln in Deutschland nicht beseitigen. Vielmehr ist ein breites, konstruktives Bündnis aller DemokratInnen der einzig sinnvolle Weg - in Weg, für den wir Ausdauer und Einigkeit brauchen. Je mehr Menschen sich dabei einbringen, desto unattraktiver wird eine Region für Nazi.
